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Außenbereichssatzung gemäß § 35 Abs. 6  Baugesetzbuch (BauGB) 
der Stadt Wermelskirchen für die Hofschaft Engerfeld 
 

1. Ausfertigung 
 
 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) und des § 35 Abs. 6 des 
Baugesetzbuches vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141)  hat der Rat der Stadt Wermelskirchen in seiner 
Sitzung am 17.05.2004 folgende Außenbereichssatzung für die Hofschaft Engerfeld beschlossen: 
 
 
 § 1 
 Räumlicher Geltungsbereich 
 
Diese Satzung gilt für den Bereich der Ortslage „Engerfeld“.  
Der  Geltungsbereich ist aus der Planzeichnung, die als Anlage 1 Bestandteil dieser Satzung 
ist, zu ersehen. 
 
Den in diesem Geltungsbereich gelegenen Vorhaben, die ausschließlich Wohnzwecken sowie 
kleineren Handwerks- und Gewerbebetrieben dienen und sofern durch ihre Errichtung oder 
Benutzung öffentliche Belange nicht beeinträchtigt werden, kann aufgrund dieser Satzung nicht 
entgegengehalten werden, dass sie  
 

1. der Darstellung des Flächennutzungsplanes "Fläche für die Landwirtschaft" wider-
sprechen oder  

2. die Entstehung oder Verfestigung einer Splittersiedlung befürchten lassen. 
 
 
   

§ 2 
Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 BauGB 

 
  
 

1. Maß der baulichen Nutzung gemäß § 9 (1) 1 BauGB und §§ 19 und 20 BauNVO : 
 

Die bauliche Ausnutzung der Grundstücke wird wie folgt festgesetzt: 
 
- Die Grundflächenzahl (GRZ) beträgt 0,2. Die GRZ gibt an, wieviel Quadratmeter 

Grundfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche innerhalb des Satzungsbereiches 
zulässig sind. 

 
- Die Geschossflächenzahl (GFZ) beträgt 0,3. Die GFZ gibt an, wieviel Quadratmeter 

Geschossfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche innerhalb des Satzungsbereiches 
zulässig sind 

 
- Es sind nur Gebäude mit bis zu zwei Vollgeschossen zulässig. 
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2. Beschränkung der Zahl der Wohnungen ( § 9 Abs. (1) 6 BauGB): 
 

Pro Wohngebäude sind max. nur zwei Wohnungen zulässig. 
 
 
3. Bauweise gemäß § 9 (1) 2 BauGB und § 22 BauNVO: 
 

Es wird die "offene Bauweise" festgesetzt. In dieser Bauweise sind nur Einzelhäuser 
zulässig. 

                                                    
 

§ 3 
Hinweise 

 
1. Der Geltungsbereich dieser Satzung unterliegt der ordnungsbehördlichen Verordnung zur 

Festsetzung des Wasserschutzgebietes für die Gewässer im Einzugsgebiet der Großen 
Dhünntalsperre des Wupperverbandes. Gemäß § 3 Nr.(1) dieser  Verordnung gelten für 
die einzelnen Zonen des Wasserschutzgebietes die jeweils in den §§ 4-7 und 10 
aufgeführten Genehmigungspflichten, Verbote und Duldungspflichten. Laut § 8 Abs. 3 
dieser Verordnung entscheidet die zuständige Untere Wasserbehörde über diese 
Genehmigungen. 

 
2. Die Satzung befindet sich im räumlichen Geltungsbereich des Landschaftsplanes Nr. 3  

„Große Dhünntalsperre“ und betrifft dort in Teilen sowohl Landschaftsschutzgebiet 1 als 
auch kein Schutzgebiet. 

 
3. Die Vorhaben im Satzungsbereich unterliegen der „naturschutzrechtlichen 

Eingriffsregelung“. 
Gemäß § 21 (2) S.2 BNatSchG sind für Vorhaben nach § 35 BauGB die Vorschriften über 
die Eingriffsregelung anzuwenden. 

 
4. Auf die Leitungsführung der Rohwassertransportleitung DN 800 des 

Wasserversorgungsverbandes Rhein-Wupper wird hingewiesen. Ein Schutzstreifen von je 
3,00 m beidseitig der Rohrachse ist zu beachten. Die Lage der Leitung ist dem in der 
Anlage zu dieser Satzung beigefügten Lageplan zu entnehmen. 

  
 
 
 § 4 
 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 
 
 
 
Wermelskirchen, den 23.07.2004 
Der Bürgermeister 
 
 
 
 
gez. Michael Heckmann  
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